Vortrag von Gabriele Heinrich anlässlich der Veranstaltung der FES-Stiftung am 24.11.2011 zum Thema: „60 Jahre Wohnungseigentumsgesetz – Eine Erfolgsgeschichte für Wohnungseigentümer?“

Zeit für einen Perspektiv- und Paradigmenwechsel zugunsten der Wohnungseigentümer

1. Was ist ein Paradigmenwechsel?

Sehr verknappt, eine Änderung des Blickwinkels auf ein bestimmtes Politikfeld. Die Betrachtung aus einer anderen Perspektive, die zu neuen Erkenntnissen führt. Hier geht es um die Betrachtung des Wohnungseigentums und –gesetzes aus der Perspektive der Wohnungseigentümer, von der ich behaupte, dass auch diese einem Paradigmenwechsel gleichkommt und politischen Handlungsbedarf aufzeigt. 

2. Warum ist eine andere Betrachtungsweise erforderlich?

Es gibt heute schätzungsweise 6,4 Mio Eigentumswohnungen in Deutschland. Dieses Wohnungseigentum hat sich in 60 Jahren sehr ausdifferenziert. 

Von der Größe der Wohnanlagen:   Doppelhäuser bis 1.960 Wohnungen

Unterschiedliches Gemeinschaftseigentum: Doppelhäuser, Reihenhauszeilen, Mehrfamilienhäuser, Hochhäuser, Privatstraßen

Standard/Qualität: hochwertiger Neubau bis hin zum leerstehenden Abbruch-Gebäude; vom umfassend modernisierten Wohngebäude (Gründerzeit) bis hin zum 50er, 60er oder 70er Jahre Wohnhaus mit hohem Sanierungsstau.

Altersstruktur: Die Gebäude wie die Eigentümer werden älter, die Wohnungseigentümer und –gemeinschaften unterliegen dem demographischen Wandel. 

Keine einheitliche Interessenslage: 

Die Verkäufe großer Wohnungsbestände mit anschließender Umwandlung und dem Verkauf von einigen Filetstücken oder auch stark sanierungsbedürftigen Gebäuden an Mieter oder Kleinanleger hat die Eigentümerstruktur im Wohnungseigentum seit den 70er Jahren grundlegend verändert mit weitreichenden Folgen. Neben den 

· selbstnutzenden Wohnungseigentümern treten auf 

· hauptsächlich an der Rendite, nicht am Objekt und der Gemeinschaft interessierte (Mit)Eigentümer, die meistens nicht vor Ort leben. Der Verwalter agiert für diese Miteigentümer häufig mit unbeschränkter Vollmacht.  

· ehemalige Mieter oder Kleinanleger, die mit Mietgarantien und dem Verweis auf die Altersvorsorge „geködert“ wurden, kaum Eigenmittel für den Wohnungskauf vorweisen konnten und über keine finanziellen Rücklagen verfügen. Sie werden Sanierungen und Modernisierungen zwangsläufig ablehnen.

· Mehrheitseigentümer, die die Geschicke der WEG bestimmen. Sie stellen den Verwalter. Wenn sie nicht an einer langfristigen Bestandshaltung interessiert sind, werden sie nicht in den Werterhalt der Immobilie investieren. 

Die Finanzlage und die Interessen der verschiedenen Eigentümer sind höchst unterschiedlich, nicht unbedingt zum Vorteil für die Stabilität der Eigentümergemeinschaft und den Werterhalt bzw. die Wertsteigerung der Immobilie. 

Wohnungseigentümergemeinschaften agieren isoliert, außerhalb des öffentlichen Interesses und ihre Strukturen sowie Probleme sind weitgehend unbekannt. Wohnungseigentümer sind kaum organisiert im Gegensatz zu Mietern und Vermietern. 

3.
Vernachlässigung des Wohnungseigentums durch Politik, Gesetzgeber und Wissenschaft

Angesichts dieser Entwicklung ist es höchst verwunderlich, dass das Wohnungseigentum – außerhalb juristischer Fachkreise - von Wissenschaft, Politik und Gesetzgeber seit Jahren vernachlässigt wird. Zwar wurde das Wohnungseigentumsgesetz erst 2007 novelliert, zum 2. Mal nach über 50 Jahren,  und es existiert eine umfangreiche Rechtsprechung zum Gesetz. 

Aber: Es fehlt angesichts dieser Heterogenität des Wohnungseigentums eine eigentümer- und verbraucherorientierte Berücksichtigung des Wohnungseigentums in allen relevanten Politikfeldern. 

· in der Rechtspolitik wird immer noch vom Leitbild kleiner, überschaubarer Wohnungseigentumsanlagen ausgegangen, mit einem großen Anteil an engagierten wie interessierten Miteigentümern und einen fähigen Verwalter. Wohnungseigentümer sind in wichtige Fachkreise bisher nicht mit einbezogen. Grundsätze der Verbraucheraufklärung und des –schutzes werden in den Fachkreisen nicht beachtet.

· In der Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik ist das Wohnungseigentum ein weitgehend unbekanntes Wesen. Ich selbst habe recherchiert - in den Datenbanken zur Bauforschung, in Projektdatenbanken zur energetischen Sanierung, sozialen Stadt und dem Experimentellen Städtebau – und keine nennenswerten Studien, keine Modellvorhaben, keine Leuchtturmprojekte gefunden. Dies gibt Auskunft über den Stellenwert des Wohnungseigentums in der Wohnungspolitik. In den politischen Gremien sind keine Vertreter der Wohnungseigentümer (allenfalls die der Verwalter) anwesend. Auszunehmen sind zwei Kleine Anfragen von Bündnis 90/ Die Grünen an die Bundesregierung zu „60 Jahre Wohnungseigentumsgesetz“ und zur „energetischen Modernisierung in Eigentümergemeinschaften“, die die Unkenntnis bestätigen. Insgesamt ist die Datenlage über das Wohnungseigentum mehr als defizitär, das Wohnungseigentum ein weißer Fleck auf der Landkarte des Wohnungswesens. 

· in der Energie- und Förderpolitik wird größtenteils erst langsam über die spezifischen Probleme der Wohnungseigentümer diskutiert, in 3 Bundesländern werden gerade erste Erfahrungen mit speziellen Angeboten für WEGs gemacht. 

· In der Verbraucherpolitik ist das Wohnungseigentum ein Randthema, im Rahmen der Verbraucheraufklärung werden zu wenig Instrumente und Hilfestellungen zur Verfügung gestellt oder entwickelt, damit Wohnungseigentümer in Gemeinschaft nachhaltige Verbraucherentscheidungen treffen können oder ihrer Aufgabe der Kontrolle des Verwalters nachkommen können. Eine Ausnahme ist das vom BMEVL geförderte Beiräteprojekt. 

4.
Problemfelder

Aus dieser 60 Jahre langen Vernachlässigung ergeben sich folgende Problemfelder aus Sicht der Wohnungseigentümer:

Wer nichts wird, wird – nein, nicht Wirt - sondern Verwalter? 

Ich will hier nicht die Kompetenz vieler Verwalter absprechen oder die Anforderungen an den Verwalterberuf herunterspielen. Im Gegenteil. An den Verwalterberuf werden hohe Qualifikationen gestellt ebenso wie sogenannte Softskills und viele Verwalter verwalten Millionenbeträge an Rücklagen. Gleichwohl weigern sich die Bundesregierungen bisher, einen bundesweit einheitlichen Sachkundenachweis und Zugangsbeschränkungen einzuführen. Immer mit dem Argument der Berufswahlfreiheit (siehe Urteil BVerfGe vom 11.06.1958; AZ: 1 BvR 596/56) und dem Hinweis, Wohnungseigentümer können sich ja selbst schützen und bereits jetzt bei den Gewerbeämtern über die Verwalter beschweren. Welche WEG hat dies eigentlich schon mal gemacht, weiß es überhaupt und welche Gewerbeämter haben Erfahrungen mit Verwaltern – und was bringt es?
Angesichts der hohen Verantwortung, die Verwalter haben und die auch die Bundesregierung zunehmend an sie stellt, z.B. bei der energetischen Modernisierung von Wohnungseigentumsanlagen, fordert der Verein von gewerblich tätigen Verwaltern – nicht denen, die ehrenamtlich oder nebenberuflich in kleinen WEGs tätig sind - einen bundesweit einheitlichen Sachkundenachweis, eine Erlaubnispflicht und den Nachweis der Zuverlässigkeit. Wenn Verwalter wissen, was auf dem Spiel steht, werden sicherlich auch die immer wieder vorkommenden, gar nicht so wenigen Fälle von Veruntreuung von WEG-Geldern abnehmen.. 

Fehlende Chancengleichheit für Wohnungseigentümer bei Förderprogrammen. 

Nach Angaben der Bundesregierung sind 16% der Wohnungen in Deutschland Eigentumswohnungen, aber nur 5% sind bisher in den Genuss von KfW-Fördermitteln gekommen. Hierfür gibt es viele Gründe, aber Fakt ist, dass die Förderprogramme nicht auf die Besonderheiten der Entscheidungsfindung und der Verwaltung von Wohnungseigentum eingehen. Für die Motivation von Wohnungseigentümern etc. fehlen Anreize, Beratung und Vorbilder etc. Es reicht auch nicht, den Banken für die Vermittlung höhere Provisionen zu ermöglichen, das Ausfallrisiko über den Staat abzusichern und dann nur die Verwalter anzusprechen. Die Eigentümer sind die Entscheider, die Kostenträger und häufig auch die Initiatoren. Also müssen auch sie angesprochen werden. 

Unabhängig der Förderprogramme gibt es weitere Hemmnisse für Wohnungseigentümer: Bisher ist WEGs z.B. die Stromeinspeisung ins Netz über Photovoltaikanlagen verwehrt, denn da es sich hierbei um eine unternehmerische Tätigkeit handeln würde, müssen sämtliche Eigentümer zustimmen und die WEG wäre umsatzsteuerpflichtig. Dies sind 2 Hemmnisse: Die Umsatzsteuerpflichtigkeit von WEGs lassen die Förderung unattraktiv werden und die all- also einstimmige Beschlüsse sind allenfalls in kleinen WEGs erreichbar. Auf diese Weise bleiben WEGs bei solchen Förderprogrammen außen vor. Sollen Sie hier Chancengleichheit erfahren, müssen WEGs für diese Fälle von der Umsatzsteuerpflichtigkeit befreit werden. Außerdem muss die Modernisierungsdefinition in §22 II WEG um das Ziel des Klimaschutzes ergänzt werden, damit Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit, also 3/4-Mehrheit möglich werden. Verweisungen auf das Mietrecht (§559 BGB) reduzieren wieder die Chancengleichheit für Wohnungseigentümer, denn welche Wohnungseigentümer und Verwalter werden diese Konstruktionen kennen, um einen Grund zu nennen. 

Der Rechtsdschungel - Fehlende Transparenz für Wohnungseigentümer

Fehlende Transparenz und damit Chancengleichheit bestimmen auch die Umsetzung von Maßnahmen zum barrierefreien Umbauen. An uns richten immer wieder ältere Wohnungseigentümer die Anfrage, ob sie einen Anspruch haben auf eine Rampe oder einen Aufzug oder Treppenlift, um zu ihrer Wohnung zu kommen. Unsere Fachjuristen sagen, dass Wohnungseigentümer ihn haben, indem das Mietrecht (§554a BGB) analog für das Wohnungseigentumsrecht angewendet werden kann. Aus dieser Bestimmung lässt sich ein Duldungsanspruch ableiten, wenn bei einem Eigentümer oder einem Mieter ein berechtigtes Interesse besteht. Welcher Eigentümer kann diesen Duldungsanspruch herleiten? Auch hier gilt: Sollen Wohnungseigentümer ihr Selbstbestimmungsrecht nutzen können, dann müssen die für Verbraucher wichtigsten, verbraucherrelevanten Verweise und Urteile ins Gesetz aufgenommen werden. Nur so werden sie bekannt und breit anwendbar. 

Stärkung des Selbstbestimmungsrechts der Wohnungseigentümer

Das Wohnungseigentumsgesetz ist „basisdemokratisch“ angelegt, die Eigentümerversammlung ist das Entscheidungsorgan. Diese Basisdemokratie, für die ich auch sehr viel Sympathie habe, wird in vielen WEGs nicht gelebt, weil 

· viele WEGs zu groß sind,

· Eigentümer an der Eigentümerversammlung nicht teilnehmen können oder wollen. Ebenso wenig lässt sich die Willensbildung bei umfangreicheren Entscheidungen in der üblichen einmaligen Eigentümerversammlung pro Jahr umsetzen.  

Da es nach dem WEGesetz kein zwingendes Kontroll- und Vertretungsorgan der Gemeinschaft gegenüber der Verwaltung gibt – der Veraltungsbeirat ist ja nur Berater, kein Aufsichtsrat – sind im Laufe der 60 Jahre Verwalter in dieses Vakuum der Willensbildung gestiegen, die ja eigentlich die Dienstleister sind, und sind zu (Mit)Entscheidern geworden. Dies machen einige mit unbeschränkten und unbefristeten Dauervollmachten einzelner Wohnungseigentümer und haben – nicht so selten – eine Gutsherrenmentalität aufgebaut, nach der sie eigenmächtig handeln. Hier liegt aus unserer Sicht ein Konstruktionsfehler beim WEGesetz vor, das nicht klar Eigentümer- und Verwalterinteressen trennt und eher die Kompetenzüberschreitung des Verwalters zulässt, als zeitgemäße Strukturen zu schaffen, die sowohl Basisdemokratie als auch angemessene Vertretung und Kontrolle des Verwalters zulassen bzw. vorschreiben. Hier gibt es viele Probleme in WEGs. 

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser. 

Dieser anerkannte Leitsatz muss auch für die WEG-Verwaltung gelten. Die Stellung des Beirates als Kontrollorgan ist im Gesetz unspezifisch mit kann-, soll-Bestimmungen geregelt, die Beseitigung von Missständen wird den Gerichten zugeschoben. Allein daraus resultieren viele Probleme für WEGs. 

5.
Die politischen Forderungen von wohnen im eigentum 

Auf der Grundlage dieser Problemdarstellungen – die keine Einzelfälle, sondern Strukturprobleme darstellen - fordern wir, 

· Keine Dauervollmachten für Verwalter. Entweder befristet auf eine EV oder es sollten nur noch Vollmachten für andere Wohnungseigentümer bzw. den Beirat möglich sein (Abwägung der Folgen).

· Aufnahme ins Gesetz, dass Verwalter Vollmachten nicht zur eigenen Wiederbestellung, gegen die eigene Abberufung und zur eigenen Entlastung nutzen dürfen. Darüber gibt es zwar Rechtsprechung, aber diese kommt zu unterschiedlichen Ergebnissen und - welche Eigentümer kennen diese? Dies dient der Klarstellung und hilft allein durch die Veröffentlichung solche Praktiken zu vermeiden

· Aufnahme von wichtigen Gründen für die Abberufung von Verwaltern in das Gesetz, in Katalogform. Dies gibt es in anderen Gesetzen.

Zur Stärkung der Vertretung der Eigentümer fordern wir,

· der Beirat muss in großen WEGs mehr als 3 Personen umfassen (können). In Asemwald z. B. per Gerichtsbeschluss gerade von 9 auf 3 Personen reduziert. 

· Stärkung des Verwaltungsbeirats als Kontrollorgan. Ein Beirat muss gewählt werden, ausgenommen Doppelhäuser, kleine WEGs, Reihenhauszeilen. Ggf. muss die Tätigkeit finanziell honoriert werden oder sogar externe Personen eingebunden werden (wenn sich partout keine Miteigentümer finden). Wahl des Verwaltungsbeirates alle 3 oder 5 Jahre.

· Beirat kann zu bestimmten Themen zur Außendarstellung ermächtigt werden – z.B. für Stadtentwicklungsplanung, Nachbarschaftsprojekte. 

· Noch keine Idee haben wir, wie man basisdemokratische Entscheidungen mit notwendigerweise repräsentativen Elementen verknüpfen kann (Aufsichtsrat minus Verwalterbestellung). Hier sind die Juristen gefordert. 

· Nachgedacht werden muss auch über Vorgaben an Gemeinschaftsordnungen, damit hier nicht länger sich Bauträger oder Privatisierer Privilegien sichern oder einzelne oder alle Wohnungseigentümer unangemessen benachteiligt werden. 

6.
Fazit

Das Wohnungseigentumsgesetz regelt die Rechtsbeziehungen zwischen den Wohnungseigentümern. Daraus leiten viele Wohnungseigentümer die Vorstellung ab, dass es ein Gesetz für die Wohnungseigentümer ist und somit auch ein Verbrauchergesetz sein müsste. 

Aus unserer Sicht ist es dies in vielen Punkten nicht. Reformbedarf somit gegeben. Wenn jetzt das Mietrecht zum x-ten Mal geregelt wird und in diesem Zusammenhang vielleicht Reformbedarf im Hinblick auf die Klimaschutzziele für das WEGesetz in Fachkreisen gesehen wird, dann sollte es doch beherzt angefasst werden. Und wenn es vielleicht, eventuell … angegangen wird, dann sollte auch die Bundesregierung ihre Selbstverpflichtung einhalten, nämlich bei der Entwicklung von Gesetzesentwürfen die Auswirkungen eines Gesetzes auf die Verbraucherinnen und Verbraucher zu prüfen. Dies hat sie in §44 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) so festgelegt und die SPD hat es in einer Kleinen Anfrage 17/4260  unter dem Titel „Verbrauchercheck in der Gesetzgebung“ noch mal nachdrücklich eingefordert. Hier sehen wir auch einerfolgreiches, ja dankbares Engagementfeld für die SPD-Verbraucherpolitik. 

Dabei noch ein Appell:

Besonders ohnmächtig fühlen sich oft diejenigen Wohnungseigentümer, die einen gewerblichen Mehrheitseigentümer in ihrer Mitte  haben. Für diese Konstellation sieht das WEGesetz keine Regelungen vor, damit Wohnungseigentümer nicht entrechtet und zu Eigentümern zweiten oder dritten Grades werden. Gerade bei Privatisierungen der öffentlichen Hand sollte nicht nur der Mieterschutz eingefordert werden, sondern auch im Sinne eines Kleinanlegerschutz entwickelt werden. Ansonsten werden hier weiterhin die Weichen für zukünftige Problem-WEGs gestellt. 

Viele Wohnungseigentümer setzen gerade auf die Verbraucherpolitik, damit ihre Anliegen Gehör finden.

Im Wohnungseigentumsgesetz werden nicht nur mündige, sondern sogar fachkundige und engagierte Eigentümer vorausgesetzt. Wer allein schon Mündigkeit bei Verbrauchern und hier bei Wohnungseigentümern einfordert, der muss die Instrumente und Rahmenbedingungen schaffen, damit Verbraucher auch so handeln können. 

Gabriele Heinrich

wohnen im eigentum e.V.

 Bonn, den 23.11.2011



